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Sozialer Wohnungsbau und Einkommenssituation der Haushalte

Die Kleine Anfrage 664 vom 10. November 2015 hat folgenden Wortlaut:

Im sozialen Wohnungsbau spielt die Einkommenssituation der Haushalte eine wesentliche Rolle. Bezieher 
von Transferleistungen aber auch Familien mit niedrigem Einkommen benötigen preiswerten Wohnraum, 
also Sozialwohnungen. Die Wohnsituation in Thüringen ist unterschiedlich strukturiert. Dennoch ist die Zahl 
der Sozialwohnungen rückläufig und die Belegbindungen vielerorts ausgelaufen.

Ich frage die Landesregierung:

1.	 Wie viele Haushalte in Thüringen beziehen seit dem Jahr 2010 Leistungen nach dem Wohngeldgesetz 
(aufgeschlüsselt nach Landkreisen, kreisfreien Städten und Jahresscheiben)?

2.	 Wie viele Haushalte in Thüringen erhalten seit dem Jahr 2010 gemäß § 7 Wohngeldgesetz keine Leis-
tungen aufgrund von
a)	 Arbeitslosengeld II (SGB II),
b)	 Sozialgeld (SGB II),
c)	 Grundsicherung (SGB XII),
d)	 Hilfe zum Lebensunterhalt (SGB XII),
e)	 Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII),
f)	 Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG),
g)	 Zuschuss zur Unterkunft für Azubis/Studenten (SGB II),
h)	 Ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt (BVG),
i)	 Wohnberechtigungsscheine
(aufgeschlüsselt nach Landkreisen, kreisfreien Städten und Jahresscheiben)?

3.	 Wie viele Kosten sind für Unterkunft und Heizung seit dem Jahr 2010 (aufgeschlüsselt nach Landkreisen, 
kreisfreien Städten und Jahresscheiben sowie Aufschlüsselung nach dem Wohngeldgesetz wie oben 
einzeln aufgeführt) angefallen?

4.	 Wie hoch ist in diesem Zusammenhang die Anzahl beleggebundener Wohnungen (aufgeschlüsselt nach 
Landkreisen und kreisfreien Städten) seit dem Jahr 2010?

5.	 Wie viel Geld hat der Freistaat Thüringen für oben genannte Leistungen seit dem Jahr 2010 ausgegeben 
und wie viele Mittel werden für die nächsten Jahre prognostiziert?

6.	 Wie schätzt die Landesregierung generell die Problematik der Altersarmut in Thüringen für die nächsten 
Jahre ein?

K l e i n e  A n f r a g e

der Abgeordneten Lukasch (DIE LINKE) 

und

A n t w o r t

des Thüringer Ministeriums für Infrastruktur und Landwirtschaft
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Das Thüringer Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft hat die Kleine Anfrage namens der Lan
desregierung mit Schreiben vom 27. Januar 2016 wie folgt beantwortet:

Zu 1.:
In den Jahren 2010 bis 2014 gab es in Thüringen jeweils die folgende Anzahl von Wohngeldhaushalten 
(Quelle: Thüringer Landesamt für Statistik):

2010 	 50.222
2011	 42.896
2012	 35.972
2013	 28.939
2014	 23.991

Eine Aufschlüsselung nach kreisfreien Städten und Landkreisen ist als Anlage 1 beigefügt.

Zu 2.:
Zu den in der Frage unter den Buchstaben a bis h aufgeführten Kategorien liegen der Landesregierung kei-
ne umfassenden Erkenntnisse vor, da diese Daten nicht umfassend erfasst werden. Folglich lässt sich nicht 
konkret feststellen, wie viele Haushalte aufgrund des Bezugs dieser Leistungen vom Wohngeldbezug aus-
geschlossen sind. Näheres ergibt sich insoweit aus der nachfolgenden Tabelle.

Buchstabe Leistung Anmerkung

a) Arbeitslosengeld II (SGB II) Anlage 2, Tabelle 1

(Angaben über die jahresdurchschnittliche An-
zahl der Bedarfsgemeinschaften mit ALG-II-Be-
zug; da zu den Bedarfsgemeinschaften auch 
die Sozialgeldempfängerinnen und -empfän-
ger zählen, sind diese in der o. g. Tabelle be-
rücksichtigt)

b) Sozialgeld (SGB II)

c) Grundsicherung (SGB XII) Anlage 2, Tabelle 2 
(Anzahl der Personen)

d) Hilfe zum Lebensunterhalt (SGB XII) Anlage 2, Tabelle 3 
(Anzahl der Bedarfsgemeinschaften)

e) Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 
(SGB VIII)

Hierzu liegen keine spezifisch erhobenen sta-
tistischen Angaben vor.

f) Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) Hierzu liegen keine spezifisch erhobenen sta-
tistischen Angaben vor.

g) Zuschuss zur Unterkunft für Azubis/Studen-
ten (SGB II)

Hierzu liegen keine spezifisch erhobenen sta-
tistischen Angaben vor.

h) ergänzende Hilfe (BVG) Anlage 2, Tabelle 3 
(Anzahl der Personen)

Ergänzend ist allerdings darauf hinzuweisen, dass eine Gegenüberstellung der Daten im Sinne der Fragestellung 
schwierig ist. Denn etwa in der Grundsicherung erfolgt die Erfassung nach Personen und nicht nach Haushalten. 
Zu Buchstabe i ist mitzuteilen, dass die Bürgerinnen und Bürger sowohl Wohngeld als auch Wohnberechti-
gungsscheine beziehen können. Der Wohngeldausschluss nach § 7 Wohngeldgesetz berührt nicht den Er-
halt von Wohnberechtigungsscheinen. 
In der Anlage 2, Tabelle 4 ist die Anzahl der ausgestellten Wohnberechtigungsscheine in den Jahren 2010 
bis 2014 aufgeführt. 

Zu 3.:
Die Kosten für Unterkunft und Heizung nach SGB II bzw. SGB XII (Buchstaben a bis c zu Frage 2) ergeben 
sich aus den Tabellen 1 und 2 der Anlage 3. Die Beträge wurden dort in 1.000 Euro dargestellt.

Für die übrigen Leistungen liegen keine spezifischen statistischen Angaben im Sinne der Fragestellung vor.
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Zu 4.:
Die Anzahl der belegungsgebundenen Sozialwohnungen betrug:

2010	 52.565
2011	 45.299
2012	 35.672
2013	 33.457
2014	 29.472

Eine Aufschlüsselung nach Landkreisen und kreisfreien Städten ist als Anlage 4 (Tabelle 1 - Neubau - und 
Tabelle 2 - Modernisierung -) beigefügt.

Zu 5.:
Nachfolgend werden die erbetenen Auskünfte für die unter Frage 2 genannten Leistungen gegeben.

Die Ausgaben für Wohngeldempfänger beliefen sich insgesamt: 

2010 auf 71,7 Millionen Euro
2011 auf 58,1 Millionen Euro
2012 auf 43,2 Millionen Euro
2013 auf 35,9 Millionen Euro
2014 auf 29,1 Millionen Euro
2015 auf 22,8 Millionen Euro (vorläufiger Abschluss)

Für die Jahre 2016 sind in Höhe von 34,7 Millionen Euro und für 2017 in Höhe von 35 Millionen Euro Haus-
haltsmittel veranschlagt.

Für die Ausgaben der Grundsicherung und Kosten Unterkunft und Heizung wird auf die Antwort zu Frage 3 
verwiesen. Darüber hinaus liegen keine spezifischen statistischen Angaben im Sinne der Frage vor bzw. 
kann keine Prognose gegeben werden.

Zu 6.:
Das Problem der Altersarmut betrifft das gesamte Bundesgebiet. Für die Thüringer Landesregierung ist es 
ein zentrales Anliegen der Altersarmut gezielt entgegenzuwirken.

Zur Thematik Altersarmut gibt es bereits eine Vielzahl aktueller Publikationen, in denen sich die Thüringer 
Landesregierung diesbezüglich positioniert hat, die Parlamentsdokumentation des Thüringer Landtags sei 
hier ausdrücklich einbezogen. Insbesondere auch im 1. Thüringer Seniorenbericht findet dieses sozialpoli-
tische Schwerpunktthema vertiefende Betrachtung.

Inhaltlich zusammenfassend wird auf die Beantwortung der Kleinen Anfrage 471 der Abgeordneten Stange 
(DIE LINKE) in Drucksache 6/1360, dort Fragen 5 und 6, sowie die Beantwortung der Kleinen Anfrage 639 
der Abgeordneten Lehmann (CDU) - Prekäre Arbeitsverhältnisse in Thüringen - verwiesen.

In Vertretung

Dr. Sühl
Staatssekretär

Anlagen*) 

*)	 Hinweis:
	 Auf den Abdruck der Anlagen wurde verzichtet. Ein Exemplar mit Anlagen erhielten jeweils die Fraktionen und die 

Landtagsbibliothek. Des Weiteren können sie im Abgeordneteninformationssystem unter der oben genannten Druck-
sachennummer sowie im Internet unter der Adresse: www.parldok.thueringen.de eingesehen werden.

http://www.parldok.thueringen.de%20



















